
Metz E-Bikes im ADAC e-Ride
Angebot für Mitglieder
geschrieben von Andreas | 27. Mai 2022

Der  ADAC  SE  erweitert  sein  E-Bike  Angebot  für
Vereinsmitglieder um das Universaltalent Metz E-PACKR und das
Cardio-Bike  Metz  E-PULSR.  Das  E-PACKR  8.E  mit  stufenloser
Enviolo-Schaltung  ist  das  ideale  multifunktionale  Kompakt-
Lasten-E-Bike für die Stadt.
Das  Metz  E-PULSR  ermöglicht  Gesundheitsvorsorge  und
Rehabilitation unter freiem Himmel und ist zudem als ganz
normales City-E-Bike für den täglichen Gebrauch nutzbar.

Die Modelle E-PACKR 8.E sowie E-PULSR können unter Nachweis
der ADAC Mitgliedschaft über teilnehmende Händler sowie direkt
bei  Metz  erworben  werden.  Mitglieder  erhalten  dabei  einen
Rabatt von 250 Euro auf das E-PACKR bzw. 500 Euro auf das E-
PULSR.

Die E-PACKR-Modelle sind mit ihrer Zuladung von 150 kg und der
rahmenfesten Gepäck-aufnahme 20 kg vorne und 30 kg hinten als
Lastenfahrräder qualifiziert und werden von vielen Kommunen
gefördert. Amtliche Zuschüsse auf den Kaufpreis sind bis zu
750 Euro möglich. Zuschüsse und ADAC Rabatte sind kumulierbar,
sodass  gegebenenfalls  bis  zu  1.000  Euro  Ersparnis  erzielt
werden können.

https://www.adac.de/services/e-angebote/zweirad/
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https://metz-mobility.de/

Zu unserem Bildmaterial gelangen Sie hier:

https://drive.google.com/drive/folders/1ruiM63-AaUNxsCnX2Dtyy2
lvkG5sI0lx?usp=sharing

https://drive.google.com/drive/folders/1R1bfy6b2STEQSp5la46R-c
9moJQ3f-wk?usp=sharing
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Klimaklage  gegen  RWE  in
entscheidender  Phase:
Ortstermin mit Gutachtern in
Peru abgeschlossen
geschrieben von Andreas | 27. Mai 2022

Verfahren eines peruanischen Kleinbauern gegen Essener Konzern
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am  OLG  Hamm:  Richter:innen  und  Prozessparteien  nach  Peru
gereist / Gutachter haben Gefahr einer möglichen Flutwelle für
Haus des Klägers untersucht

Huaraz/Bonn (27. Mai 2022). Die Klimaklage des peruanischen
Andenbauern  und  Bergführers  Saúl  Luciano  Lliuya  gegen  den
Energiekonzern  RWE  ist  sechseinhalb  Jahre  nach
Klageeinreichung in die entscheidende Phase eingetreten: Nach
langer Verzögerung insbesondere wegen der Corona-Pandemie hat
in  dieser  Woche  ein  Ortstermin  in  der  Andenstadt  Huaraz
stattgefunden.  Richter:innen  des  Oberlandesgerichts  (OLG)
Hamm,  Rechtsbeistände  und  Sachverständige  sind  nach  Peru
gereist, um zu überprüfen, ob das Haus des Klägers tatsächlich
von einer möglichen Flutwelle des oberhalb der Stadt liegenden
Gletschersees Palcacocha bedroht ist. Die gesamte Gefahrenzone
in  Huaraz  umfasst  sogar  ein  Gebiet,  in  dem  rund  50.000
Menschen leben.

Der  Kläger  freut  sich,  dass  das  weltweit  so  beachtete
Verfahren nun wieder Fahrt aufnimmt: „Ich hoffe, dass die
Richterinnen und Richter sowie auch die Vertreter von RWE
durch ihren Besuch erkannt haben, welchem ständig steigenden
Risiko wir hier ausgesetzt sind. Die Frage ist für uns nicht,
ob eine Flutwelle droht, sondern wann und wie schlimm sie uns
trifft.  Ich  bin  auf  die  Einschätzung  der  Sachverständigen
gespannt.“

Durch den Klimawandel in den Anden ist der Gletschersee seit
1970  um  das  34fache  seines  Volumens  angewachsen.  Nach
Einschätzung früherer Studien wird es immer wahrscheinlicher,
dass angesichts des tauenden Permafrostes und der schmelzenden
Gletscher große Eis- und Felsteile in den See stürzen. Eine
dadurch ausgelöste Flutwelle hätte verheerende Folgen für die
Familie des Klägers und die Bewohner:innen von Huaraz, so die
Seite des Klägers.

Dieser zivilrechtliche Fall auf der Basis des § 1004 BGB ist
ein  Präzedenzfall  dafür,  ob  angesichts  der  Klimakrise  die



größten Emittenten weltweit den von den Folgen betroffenen
Menschen anteilsmäßig Schutz und Schadensausgleich finanzieren
müssen. Die Forschung, die Schäden und Risiken dem globalen
Klimawandel zuordnen kann, hat in den letzten Jahren große
Fortschritte gemacht.

Verfahren hatte bereits 2017 Rechtsgeschichte geschrieben

Mit dem Beschluss von 2017 zum Eintritt in die Beweisaufnahme
hatte  das  Oberlandesgericht  Hamm  bereits  Rechtsgeschichte
geschrieben: Erstmals weltweit stellte ein Gericht fest, dass
ein  privates  Unternehmen  mit  sehr  großen  Emissionen
prinzipiell für den Schutz von Betroffenen vor mitverursachten
Klimarisiken zur Verantwortung gezogen werden kann – gemäß
seines Anteils an der Verursachung. Dies, so das Gericht,
gelte  angesichts  der  weltweiten  Wirkung  der  freigesetzten
Treibhausgase  auch  für  Schäden  in  der  „globalen
Nachbarschaft“,  in  diesem  Fall  in  Peru.

Nach dieser rechtlichen Klärung geht es nun darum, in diesem
Einzelfall  den  wissenschaftlichen  Zusammenhang  zwischen  den
CO2-Emissionen der Beklagten (RWE) und dem Risiko für den
Kläger  zu  beweisen.  Im  derzeitigen  ersten  Schritt  der
Beweisaufnahme soll das Flutrisiko eingeschätzt und geprüft
werden,  ob  das  Eigenheim  des  Klägers  und  seiner  Familie
tatsächlich von einer solchen Flutwelle bedroht wäre.

Luciano Lliuyas Rechtsanwältin, Dr. Roda Verheyen: „Ich freue
mich für meinen Mandanten, dass nun eine Entscheidung in der
Sache ansteht. Die aufgenommenen Beweise sind überwältigend.
Wir  hoffen,  dass  es  jetzt  zu  einem  schnellen  weiteren
Verfahren  und  Urteil  kommt,  damit  mit  den  notwendigen
Schutzmaßnahmen  endlich  begonnen  wird.“

Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer der Umwelt- und
Entwicklungsorganisation  Germanwatch,  die  die  Klage  von
Luciano  Lliuya  schon  seit  Beginn  unterstützt:  „Es  war
ergreifend  zu  sehen,  wie  der  Fall  inzwischen  von  der



Regionalregierung,  dem  Nationalpark  und  in  den  umliegenden
Dörfern  unterstützt  wird.  Der  Fall  ist  schon  jetzt  ein
weltweit  relevanter  Präzedenzfall:  Wer  andere  durch  große
Mengen  freigesetzter  Treibhausgase  schädigt,  trägt
Verantwortung  für  die  Schäden  –  angesichts  der  globalen
Wirkung  des  hier  freigesetzten  CO2  auch  in  der  globalen
Nachbarschaft. Wenn nun auch die wissenschaftliche Evidenz in
diesem Fall dargelegt werden kann, dann wird das erhebliche
Konsequenzen  für  Justiz,  Politik  und  Finanzmarkt  weltweit
haben.“

Die deutsche Stiftung Zukunftsfähigkeit hat sich zu Beginn des
Verfahrens  verpflichtet,  in  diesem  Präzedenzfall  alle  dem
Kläger  entstehenden  Kosten  zu  übernehmen  und  ruft  dafür
regelmäßig zu Spenden auf.

Weitere Informationen zur Klimaklage gegen RWE sowie Foto- und
Filmmaterial  für  Medien  zur  Berichterstattung  unter:
https://rwe.climatecase.org/

Kontakte für Medien:

presse@germanwatch.org
Stefan Küper | kueper@germanwatch.org | Tel. +49 (0)151 / 252
110 72
Katarina Heidrich | heidrich@germanwatch.org | Tel. +49 (0)151
/ 742 968 18

G7 senden starke Signale für
Stromsystem  ohne  Kohle,  Öl
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und Gas ab 2035 als Antwort
auf Putins Krieg
geschrieben von Andreas | 27. Mai 2022

Germanwatch zieht insgesamt positives Fazit zu Beschlüssen des
G7-Klima- und Umweltminister:innen-Treffens / Fortschritt bei
Unterstützung  für  Schäden  und  Verluste  /  Bekenntnis  zu
verbindlichen Sorgfaltspflichten für Unternehmen

Berlin  (27.  Mai  2022).  Die  Umwelt-  und
Entwicklungsorganisation  Germanwatch  zieht  ein  insgesamt
positives Fazit zu den Beschlüssen der G7-Klima-, Energie- und
Umweltminister:innen.  „Die  G7  haben  im  Abschlusstext  eine
erfreulich  klare  Antwort  auf  die  durch  den  russischen
Angriffskrieg ausgelöste Energiekrise gegeben: Sie liegt im
beschleunigten Zubau von Erneuerbaren Energien und Steigerung
der Energieeffizienz“, sagt David Ryfisch, Leiter des Teams
Internationale Klimapolitik bei Germanwatch. „Andere Maßnahmen
wie fossile Subventionen und Investitionen in Flüssigerdgas
sollen demnach nur zeitlich begrenzt zum Einsatz kommen und
müssen  so  gestaltet  werden,  dass  sie  Klimazielen  nicht
zuwiderlaufen.“

Die G7 haben sich erstmals dazu verpflichtet, entsprechend den
Szenarien der Internationalen Energieagentur den Stromsektor
bis  2035  weitestgehend  zu  dekarbonisieren.  „In  einer
geopolitisch  sehr  schwierigen  Lage  stellen  sich  die  G7
geschlossen hinter ein Ende der fossilen Energien bis 2035 im
Stromsektor.  Das  ist  ein  signifikanter  Fortschritt“,  so
Ryfisch weiter. Um dieses Ziel zu erreichen, wollen die G7
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konkrete Schritte zum Kohleausstieg vornehmen.

Der  geforderte  Kohleausstieg  bis  2030,  den  Klimaminister
Habeck angesprochen hat, ist bisher allerdings nur implizit
enthalten. Ryfisch: „Beim Kohleausstieg bis 2030 müssen die G7
noch klarer werden. Sonst wird das Signal nicht reichen, um
auch  andere  Industrie-  und  Schwellenländer  zu  einem
schnelleren  Kohleausstieg  bewegen  zu  können.  Diese  Aufgabe
kommt nun auf Bundeskanzler Scholz beim G7-Gipfel zu.“

Auch  Japan  für  Ende  internationaler  Finanzierung  fossiler
Energieträger
Die G7 haben sich zudem zum Ende internationale Finanzierung
fossiler  Energieträger  bekannt.  Dass  dem  nun  auch  Japan
zustimmt, ist ein wichtiger Fortschritt. „Es ist wichtig, dass
die  G7  dieses  Bekenntnis  vor  dem  Hintergrund  der  neuen
geopolitischen  Realität  abgegeben  haben“,  so  Ryfisch.  „Die
Ankündigungen des Bundeskanzlers zur gemeinsamen Gasförderung
mit Senegal passen nicht dazu und müssen wieder zurückgenommen
werden.  Zumal  solche  Gas-Projekte  auch  dem  Senegal
energiepolitisch mehr schaden als nützen würden – anders als
gezielte Unterstützung beim Ausbau der Erneuerbaren Energien.“

Die  G7  erkennen  deutlich  an,  dass  sie  finanzielle
Unterstützung für den Umgang mit klimabedingten Schäden und
Verlusten im globalen Süden leisten müssen. „Ein wichtiger
erster Schritt ist damit nach Jahrzehnten der Blockade getan.
Beim G7-Gipfel muss klar gesagt werden, wieviel Geld für den
Umgang mit Schäden und Verlusten auf den Tisch gelegt wird.
Dies  entscheidet  darüber,  ob  es  ein  wirklich  großer
Fortschritt ist oder nur ein Trippelschrittchen“, so Ryfisch.

Unternehmen  sollen  in  ihren  Lieferketten  verantwortungsvoll
handeln
Die Bundesregierung hat auch nachhaltigen Lieferketten eine
wichtige Rolle im Kontext von G7 zugeschrieben. Unternehmen
sollen  angesichts  der  dreifachen  Krise  –  Klimakrise,
Biodiversitätsverlust  und  Umweltverschmutzung  –  künftig



verantwortungsvoller  entlang  ihrer  Lieferketten  handeln
müssen. Die G7 bekennen sich in diesem Kontext explizit dazu,
dass  Staaten  auch  verbindliche  Regeln  für  Unternehmen
festschreiben  sollten.

Ausführlich  haben  sich  die  Umweltminister:innen  mit  der
weltweiten  Entwaldung  beschäftigt,  die  durch  Importe  von
beispielsweise Soja oder Rindfleisch verursacht wird. Hierzu
haben sie vereinbart, dass bereits im kommenden Jahr alle G7-
Länder  darüber  berichten  sollen,  welche  Maßnahmen  sie
ergriffen  haben,  um  entwaldungsfreie  Lieferketten  zu
erreichen.

„Die  Beschlüsse  sollten  den  Diskussionen  auf  EU-Ebene  zu
umwelt- und klimabezogenen Sorgfaltspflichten Aufwind geben“,
sagt  Johanna  Sydow,  Rohstoffexpertin  bei  Germanwatch.  „Sie
sollten dem EU-Parlament den nötigen Mut geben, den aktuellen
Entwurf  für  ein  EU-Lieferkettengesetz  in  diesem  noch  sehr
schwach  formulierten  Bereich  nachzuschärfen.“  Die
Bundesregierung sollte der G7-Beschluss auch darin bestärken,
die EU-Mitgliedsstaaten von einer ambitionierten Ausgestaltung
der EU-Verordnung für entwaldungsfreie Produkte zu überzeugen.

Pressekontakte  und  Kontaktvermittlung  zu  unseren  G7-
Expert:innen:

presse@germanwatch.org
Stefan Küper | kueper@germanwatch.org | Tel. +49 (0)151 / 252
110 72
Katarina Heidrich | heidrich@germanwatch.org | Tel. +49 (0)151
/ 742 968 18



Re-Start  der
Nachhaltigkeitsmesse
VEGGIENALE  &  FAIRGOODS  am
14./15. Mai 2022 in Freiburg
geschrieben von Andreas | 27. Mai 2022

Berlin/Freiburg. Nach gut zwei Jahren pandemiebedingter Pause
planen die Veranstalter der Berliner Agentur ECOVENTA den Re-
Start der VEGGIENALE & FAIRGOODS – Messe für pflanzlichen
Lebensstil  und  ökologische  Nachhaltigkeit  im  Breisgau.  Das
deutschlandweit  einzigartige  Konzept  mit  dem  Motto  „Öko  +
Vegan  macht  stark!“  gastiert  damit  zum  zweiten  Mal  in
Freiburg, konkret am Wochenende des 14. und 15. Mai 2022 in
der Messehalle 1 des Messegeländes am Neuen Messplatz 1.

Das Spektrum reicht u.a. von Bio-Food, Upcycling, Ökostrom,
Fairtrade,  nachhaltigen  Geldanlagen  bis  hin  zu  ethisch-
korrekter Mode und Angeboten zur pflanzenbasierten, gesunden
Ernährungs- und Lebensweise. Information und Aufklärung stehen
dabei im Vordergrund“, sagt Daniel Sechert vom Veranstalter
ECOVENTA. Daher sind nicht nur „eingefleischte“ Veganer und
„Ökos“  eingeladen,  sondern  auch  die  Menschen,  die
Nachhaltigkeit  im  Alltag  bisher  eher  als  nachteiligen
Kompromiss  sehen.
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Highlights im Rahmenprogramm sind die Top-Referate von Fach-
und Kochbuch-Autor Niko Rittenau (Bestseller „Vegan Klischee
Adé“ und „Vegan ist Unsinn“), der an beiden Messetagen live zu
erleben ist und sich u.a. dem Thema „Vegane Ernährung in der
Schwangerschaft, Stillzeit und im Kindesalter“ widmet. Zudem
ist  ein  extra  Kinderprogramm  vorgesehen.  Das  (vorläufige)
Messeprogramm  ist  online  auf
https://veggienale.de/besuchen/freiburg-2022  veröffentlicht.
Alle  Programmpunkte  sind  kostenfrei  und  im  Eintrittspreis
bereits  enthalten.  Der  Eintritt  kostet  10,00  EUR  an  den
Tageskassen (8,00 EUR ermäßigt), im Online-Vorverkauf unter
https://veggienale.de/tickets gibt es Tickets bereits ab 6,66
EUR. Kinder haben freien Eintritt.

Die Öffnungszeiten sind Samstag und Sonntag jeweils 10.00 bis
18.00  Uhr.  Die  jeweils  ersten  333  Tagesgäste  erhalten
kostenfreie  Goodiebags.
Alle weiteren Infos gibt es auf www.veggienale.de.

Veranstalter:
ECOVENTA GmbH – Agentur für ökologische Veranstaltungen
Heinrich-Roller-Str. 13
10405 Berlin
Büro: Palisadenstr. 40, 5. OG, 10243 Berlin

Ansprechpartner:
Daniel Sechert
Telefon (030) 555 775 201
E-Mail sechert@ecoventa.de

***************
Save-the-Dates!

Veggienale & FairGoods – Öko meets vegan.

Termine 2022 /2023:
************************************

https://veggienale.de/besuchen/freiburg-2022
https://veggienale.de/tickets


Freiburg, Messehalle 1 am 14./15. Mai ´22
Köln, Dock-2 am 21./22. Mai ´22
Nürnberg, Ofenwerk am 18./19. Juni ´22
Hannover, HCC Niedersachsenhalle am 25./26. Juni ´22
Stuttgart, Schwabenlandhalle Fellbach am 17./18. September ´22
Leipzig, agra Messepark am 8./9. Oktober ´22
Frankfurt a.M., Jahrhunderthalle am 29./30. Oktober ´22
Münster, MCC am 5./6. November ´22
Hamburg, Cruise Center Altona am 3./4. Dezember ´22
Berlin, Loewe Saal am 21./22. Januar ´23

www.veggienale.de

Geheimhaltung  und
Verzögerungstaktik  nach
Salmonellenbefall:  foodwatch
kritisiert  Ferrero  und
fordert  Reformen  im
Kontrollsystem
geschrieben von Andreas | 27. Mai 2022
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Berlin, 14. April 2022. Die Verbraucherorganisation foodwatch
hat  Ferrero  schwere  Versäumnisse  beim  Krisenmanagement
vorgeworfen.  Der  Süßwarenkonzern  hätte  die  Behörden  sofort
über  den  Salmonellen-Ausbruch  in  seinem  Werk  in  Belgien
informieren  müssen.  Dann  hätten  Verbraucher:innen  schneller
gewarnt  werden  können,  kritisierte  foodwatch.  Die
Verbraucherorganisation forderte Reformen im Kontrollsystem:
Sowohl Lebensmittelhersteller als auch Behörden müssten per
Gesetz  dazu  verpflichtet  werden,  Missstände  immer  sofort
öffentlich zu machen.

Ferrero hatte erst Anfang April zugegeben, am 15. Dezember bei
Eigenkontrollen in einem Werk in Belgien Salmonellen gefunden
zu  haben  –  der  Konzern  hatte  das  damals  aber  nicht  den
Behörden gemeldet. Vielmehr wurde der Fall erst öffentlich,
nachdem  die  Gesundheitsbehörden  in  Großbritannien  auf
ungewöhnlich  viele  Salmonellen-Fälle  stießen  und
Nachforschungen anstellten. Am 23. März konnten die britischen
Behörden  eine  erste  Verbindung  zwischen  den  Fällen  und
Ferrero-Produkten herstellen und informierten darüber auch den
Konzern.  Das  bestätigten  die  Behörden  in  Großbritannien
gegenüber foodwatch. Trotzdem dauerte es dann noch einmal fast
zwei Wochen, bis Anfang April, bis Ferrero die Behörden in
Belgien informierte und erste öffentliche Rückrufe startete.

„Ferrero entdeckt Salmonellen in seiner Produktion, behält das
aber für sich – und produziert weiter. Erst als Behörden in
Großbritannien misstrauisch werden, weil es verdächtig viele
Salmonellen-Fälle  gibt,  rückt  der  Konzern  mit  der  Sprache
raus.  Hätte  Ferrero  den  Salmonellen-Befall  in  seinem  Werk
umgehend  den  Überwachungsbehörden  gemeldet,  hätten
Verbraucher:innen  überall  in  Europa  viel  schneller  gewarnt
werden  können.  Der  Fall  Ferrero  zeigt  einmal  mehr  die
Schwachstellen  bei  der  Lebensmittelsicherheit“,  sagte  Rauna
Bindewald von foodwatch.

foodwatch  forderte  zudem  das  zuständige  Bundesamt  für
Verbraucherschutz  und  Lebensmittelsicherheit  (BVL)  auf,  die



Verzögerung  bei  Rückrufen  in  Deutschland  zu  erklären:  Die
Behörden in Großbritannien hatten bereits am 2. April Produkte
zurückgerufen,  in  Deutschland  gab  es  erst  am  5.  April
Rückrufe.

Quellen und weiterführende Informationen:

Bericht  von  EU-Lebensmittelsicherheitsbehörde  und  EU-
Gesundheitsbehörde  zu  Ferrero:
https://www.ecdc.europa.eu/sites/default/files/documents/ROA_m
onophasic-S-Typhimurium-ST34-linked-to-
chocolate_2022-00014_UK-FINAL.pdf
Ferrero-Rückrufe  auf  dem  Behördenportal
www.lebensmittelwarnung.de

Pressekontakt:

foodwatch e.V.
Andreas Winkler
E-Mail: presse@foodwatch.de
Tel.: +49 (0)174 375 16 89

BNW fordert Importsteuer auf
russisches  Erdgas  und  Erdöl
sowie  ein  sofortiges
Tempolimit  auf  deutschen
Autobahnen
geschrieben von Andreas | 27. Mai 2022
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Berlin, 14.04.2022: Der Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft
e.  V.  (BNW)  fordert  von  der  Bundesregierung  größere
Anstrengungen bei der Reduktion von Importen fossiler Energien
aus  Russland.  Der  EU-weite  Stopp  von  Kohle-Importen  aus
Russland  sei  ein  wichtiger  Schritt.  Nun  müssen  weitere
Maßnahmen folgen, um die Öl- und Gasimporte aus Russland zu
reduzieren und zeitnah komplett einzustellen. Ein geeignetes
Instrument  sieht  der  Verband  in  einer  Importsteuer  auf
russisches  Erdgas  und  Erdöl.  Zudem  fordert  der  BNW  die
sofortige Umsetzung von Maßnahmen, um den Ressourcenverbrauch
schnell und deutlich zu senken. Darunter fällt die Forderung
nach  einer  sofortigen  Umsetzung  eines  Tempolimits  auf
Autobahnen  und  der  Abbau  steuerlicher  Subventionen  für
Autofahrer:innen.

Im  Angesicht  des  völkerrechtswidrigen  russischen
Angriffskrieges  auf  die  Ukraine  und  der  Kriegsverbrechen
Russlands müssen laut BNW weitere Anstrengungen zur Reduktion
von  Öl-  und  Gasimporten  aus  Russland  folgen.  Der  Verband
begrüßt  ausdrücklich  das  Ziel  der  Bundesregierung,  von
fossilen Energien aus Russland unabhängig werden zu wollen.
Zugleich sind zahlreiche Optionen noch nicht ausgeschöpft.

So macht sich der BNW für eine Importsteuer auf russisches
Erdgas und Erdöl stark. BNW-Vorstand Klaus Stähle (Fachanwalt
für Arbeitsrecht) dazu: „Statt einem sofortigen Importstopp
von russischem Erdgas, der für uns und unsere europäischen
Partnerländer schwer kalkulierbare Folgen hätte, möchten wir
den an Russland zu entrichtenden Preis und so seine Einnahmen
reduzieren.“



Konkret fordert der Verband eine Importsteuer auf russisches
Erdgas und Erdöl. Für Erdöl sollte sie sich um jeweils 1/12
eines jeden Monats erhöhen, für Erdgas um jeweils 1/24, bis
sie bei Erdöl nach einem Jahr und bei Erdgas nach zwei Jahren
100%  erreicht.  BNW-Vorstand  Jan-Karsten  Meier
(Unternehmensberater) weiter: „So würde russisches Gas und Öl
am Markt bleiben, der Preis aber erhöht und die Einnahmen
Russlands de facto sinken.“

Der  Wirtschaftsverband  schlägt  vor,  die  eingenommenen
Importzölle zweckgebunden in den Umbau der Energiewirtschaft
und den Ausbau von erneuerbaren Energien zu investieren. Der
Verband macht deutlich, dass weder Fracking noch LNG eine
Alternative sein darf. Es braucht einen konsequenten Umbau hin
zu erneuerbaren Energien, nicht in fossile Energieträger!

Darüber  hinaus  müssen  laut  BNW  Maßnahmen  mit  dauerhafter
Lenkungswirkung, die die Abhängigkeit von Russland reduzieren
und  zugleich  langfristig  positive  Effekte  für  Klima-  und
Umwelt haben, in den Blick genommen werden. BNW-Vorständin Dr.
Antje von Dewitz (Geschäftsführerin VAUDE Sport GmbH & Co. KG)
erklärt: „Es ist das Gebot der Stunde, sofort Maßnahmen mit
dauerhafter Lenkungswirkung hin zu weniger Ressourcenverbrauch
umzusetzen.  Weg  vom  Krisenmodus  und  Maßnahmen  mit
kurzfristiger Wirkung, wie beim zeitlich begrenzten 9-Euro-
ÖPNV-Ticket  oder  gar  falscher  Lenkungswirkung  wie  der
Steuersenkung  für  Benzin  und  Diesel.“

Konkret fordert der BNW:

Förderung  der  Energie-  und  Ressourceneffizienz  bei
Unternehmen,  privaten  Verbraucher:innen  und  der
öffentlichen  Hand
Abbauplan für klimaschädliche Subventionen
Abbau  steuerlicher  Subventionen,  die  Autofahren
attraktiv machen
Umsetzung  eines  sofortigen  Tempolimit  auf  deutschen
Autobahnen



Dauerhafte Förderung von ÖPNV und grüner Mobilität
Überprüfung  der  Klimawirksamkeit  von  bestehenden
Gesetzen

Zugleich  sieht  der  Verband  nicht  nur  die  Politik  in  der
Pflicht. Auch Unternehmen können und müssen ihren Teil dazu
beitragen, die Abhängigkeit von Erdgas- und Erdölimporten aus
Russland  zu  reduzieren  und  zugleich  Klima  und  Umwelt  zu
helfen.  Deswegen  ruft  der  BNW  alle  Unternehmen  dazu  auf,
folgende Maßnahmen umzusetzen:

Umstieg auf echte Ökostrom-Anbieter
Konsequente Umsetzung von Energiesparmaßnahmen
Raumtemperatur um 1-2 Grad reduzieren; in ungenutzten
Räumen die Heizung komplett aus
Mobilitätsrichtlinien auf CO2-Ersparnis ausrichten
Home-Office  weiterhin  ermöglichen,  sofern  es  die
Arbeitsabläufe zulassen
Förderung  von  Fahrrad/Mitfahrgelegenheiten/ÖPNV  für
Mitarbeitende
Verzicht auf Kurzstreckenflüge

Pressekontakt:
Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V.
Dr. Katharina Reuter, Geschäftsführerin
reuter@bnw-bundesverband.de
+49 178 448 19 91

Agentur Ahnen&Enkel
Kai Weller
weller@ahnenenkel.com

Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft (BNW)
Der  Bundesverband  Nachhaltige  Wirtschaft  e.V.  ist  die
politische Stimme der nachhaltigen Wirtschaft und setzt sich
als  unabhängiger  Unternehmensverband  für  den  Umwelt-  und
Klimaschutz ein. Mit seinen 540 Mitgliedsunternehmen steht der
BNW inzwischen für mehr als 120.000 Arbeitsplätze.



Erst Krise, dann Katastrophe:
Oxfam-Bericht sieht über 250
Millionen  Menschen
armutsgefährdet
geschrieben von Andreas | 27. Mai 2022

[PRESSE-INFO]

Steuergerechtigkeit,  Schuldenerlass  und  Globaler  Fonds  für
soziale  Sicherung  nötig  //  Bundesregierung  muss
Entwicklungsetat  erhöhen

Berlin,  12.  April  2022.  Mehr  als  eine  Viertelmilliarde
Menschen könnten im Jahr 2022 in extreme Armut abrutschen.
Gründe dafür sind die COVID-19-Krise, die zunehmende globale
Ungleichheit  und  Preissteigerungen  bei  Lebensmitteln,  die
durch den Krieg in der Ukraine noch verstärkt werden. Das ist
das Ergebnis der Studie „First Crisis, Then Catastrophe“, die
die  Nothilfe-  und  Entwicklungsorganisation  Oxfam  vor  der
Frühjahrstagung  von  Weltbank  und  IWF  und  dem  G20-
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Finanzministertreffen  in  Washington  vorstellt.  Sie
prognostiziert,  dass  bis  Ende  dieses  Jahres  860  Millionen
Menschen in extremer Armut leben könnten – und damit weniger
als 1,90 Dollar pro Tag zur Verfügung haben. Oxfam fordert von
der Bundesregierung, die von der Corona-, Klima- und Ukraine-
Krise  massiv  betroffenen  einkommensschwachen  Länder  nun
entschieden  durch  höhere  Leistungen  für
Entwicklungszusammenarbeit  zu  unterstützen.  Auf
internationaler Ebene muss sie sich für Schuldenerlässe, eine
höhere Besteuerung von Vermögen und übermäßigen Gewinnen sowie
die  Gründung  eines  Globalen  Fonds  für  soziale  Sicherung
einsetzen.

Nach Berechnungen der Weltbank werden durch COVID-19 und die
zunehmende Ungleichheit in diesem Jahr 198 Millionen Menschen
in die extreme Armut abrutschen. Damit drohen zwei Jahrzehnte
des Fortschritts bei der Armutsbekämpfung zunichte gemacht zu
werden. Auf der Grundlage dieser Berechnungen schätzt Oxfam,
dass allein durch die weltweit steigenden Nahrungsmittelpreise
weiteren 65 Millionen Menschen extreme Armut droht. Insgesamt
sind damit 263 Millionen Menschen akut armutsgefährdet – das
entspricht  der  Bevölkerung  von  Großbritannien,  Frankreich,
Deutschland und Spanien zusammengenommen.

„Im Zuge der Corona-Pandemie ist in den vergangenen Jahren die
bereits  zuvor  dramatische  weltweite  Ungleichheit  weiter
gestiegen.  Hinzu  kommt  nun  der  Krieg  in  der  Ukraine,  mit
dramatischen  Folgen  in  einkommensschwachen  Ländern:
Ungleichheit und Armut drohen hier weiter zu steigen. Die
Weltgemeinschaft darf die Menschen in den einkommensschwachen
Ländern jetzt nicht vergessen“ so Tobias Hauschild, Leiter
Soziale Gerechtigkeit bei Oxfam Deutschland.

Oxfams  Bericht  weist  darauf  hin,  dass  eine  Reihe  von
Regierungen  kurz  vor  der  Zahlungsunfähigkeit  steht  und
gezwungen  ist,  die  öffentlichen  Ausgaben  zu  kürzen.  Die
ärmsten Länder der Welt müssen in diesem Jahr Schulden in Höhe
von 43 Milliarden Dollar zurückzahlen. Dieses Geld fehlt zum



Beispiel bei Lebensmittelimporten.

Menschen,  die  in  Armut  leben,  sind  von  diesen  Schocks  am
stärksten  betroffen.  Steigende  Lebensmittelkosten  machen  in
wohlhabenden Ländern 17 Prozent der Verbraucherausgaben aus,
in den afrikanischen Ländern südlich der Sahara jedoch bis zu
40  Prozent.  Selbst  innerhalb  der  reichen  Volkswirtschaften
verschärft die Inflation die Ungleichheit: In den USA geben
die  ärmsten  20  Prozent  der  Familien  27  Prozent  ihres
Einkommens  für  Lebensmittel  aus,  während  die  reichsten  20
Prozent nur 7 Prozent ausgeben.

„Die Weltgemeinschaft hat die Mittel, um alle Menschen aus
Armut und Hunger zu befreien. Was fehlt, ist der politische
Wille.  Es  ist  ein  fatales  Signal,  dass  ausgerechnet
Deutschland  im  Jahr  der  eigenen  G7-Präsidentschaft  den
Entwicklungsetat im Bundeshaushalt 2022 drastisch kürzt. Die
Bundesregierung sollte diese Entscheidung revidieren und die
Mittel in den kommenden Jahren entschieden erhöhen, um so
Bildung,  Gesundheit  und  Ernährungssouveränität  in
einkommensschwachen  Ländern  und  einen  Globalen  Fonds  für
soziale Sicherung zu finanzieren“, fordert Hauschild.

Zudem dringt Oxfam auf Vermögenssteuern, um die Krisen sozial
gerecht abzufedern – so auch in Deutschland. Obwohl sich die
Kosten  auftürmen,  haben  es  die  Regierungen  –  mit  wenigen
Ausnahmen  –  versäumt,  die  Steuern  für  die  Reichsten  zu
erhöhen. Argentinien hat eine einmalige Sonderabgabe, die so
genannte  „Millionärssteuer“,  eingeführt,  die  rund  2,4
Milliarden  Dollar  zur  Finanzierung  der
Coronapandemiebekämpfung  eingebracht  hat.

Weiter  sollten  die  G20,  IWF  und  Weltbank  auf  alle
Schuldenrückzahlungen  von  Ländern  mit  einem  kritischen
Verschuldungsniveau  verzichten.  Ein  Schuldenerlass  würde
allein im Jahr 2022 mehr als 30 Milliarden Dollar für 33
Länder freisetzen, die sich bereits in einer Notlage befinden
oder  bei  denen  ein  hohes  Risiko  besteht,  dass  sie  in



Schwierigkeiten  geraten.

Redaktionelle Hinweise

Die Oxfam-Studie “First Crisis, Then Catastrophe“ steht unter
zum  Download  bereit  unter
https://www.oxfam.de/sites/default/files/filefield_paths/first
_crisis_then_catastrophe_embargoed_0001_gmt_12_april_2022.pdf

Pressekontakt:

Nikolai Link,
Tel.: 030-45 30 69 712,
mobil 0177-7375288,
E-Mail: nlink@oxfam.de,
Twitter: @OxfamPresse

Oxfam ist eine der weltweit größten Nothilfe- und Entwicklungs-
organisationen.  Wir  bekämpfen  extreme  Armut  und  soziale
Ungleichheit mit über 75 Jahren Erfahrung. Zusammen mit rund
4.100 Partnerorganisationen sind wir in über 90 Ländern aktiv.
Außerdem machen wir Druck bei Politik und Wirtschaft – mit
kreativen Kampagnen, Fachgesprächen und öffentlichen Aktionen.

Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.

Am Köllnischen Park 1
10179 Berlin
Deutschland
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„Kein  Essen  mehr  in  den
Tank“: foodwatch und Deutsche
Umwelthilfe fordern Ende der
staatlichen  Förderung  von
Agrokraftstoffen  –
Protestaktion  vor
Umweltministerium
geschrieben von Andreas | 27. Mai 2022

Pressemitteilung

+++  Aktionsfotos  zur  freien  Verwendung  zum  Download  unter
https://www.flickr.com/photos/foodwatch/albums/721777202979282
28 +++

Berlin, 7. April 2022. foodwatch und die Deutsche Umwelthilfe
haben  die  Bundesregierung  aufgefordert,  die  staatliche
Förderung von Agrokraftstoffen zu stoppen. Unter dem Motto
„Kein Essen mehr in den Tank“ protestierten Aktivist:innen der
beiden  Organisationen  am  Donnerstag  vor  dem
Bundesumweltministerium  in  Berlin.  Angesichts  drohender
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Hungerkatastrophen  weltweit  sei  es  unverantwortlich,  dass
weiterhin  Lebensmittel  wie  Weizen  oder  Mais  in  Autotanks
landen. Allein in Deutschland wachsen auf einer Fläche rund
dreimal so groß wie das Saarland Pflanzen zur Herstellung von
Agrokraftstoffen.  Diese  Fläche  könne  stattdessen  für  die
Produktion von Nahrungsmitteln genutzt werden, so foodwatch
und die Deutsche Umwelthilfe. Umweltministerin Steffi Lemke,
Agrarminister  Cem  Özdemir  und  Wirtschaftsminister  Robert
Habeck beraten derzeit über das Thema, eine Entscheidung zum
weiteren Umgang mit der staatlichen Agrokraftstoff-Förderung
scheint kurz bevorzustehen.

„Beim Agrokraftstoff ist die Sachlage klar: Es spricht nichts
dafür und alles dagegen. Der Anbau von Getreide, Raps & Co.
für Sprit verschlingt riesige landwirtschaftliche Flächen und
befeuert  damit  die  Klimakrise  und  das  Artensterben.
Lebensmittel, die bei uns als Sprit im Tank landen, fehlen
zudem andernorts auf den Tellern der Menschen – angesichts
einer  drohender  Nahrungsmittelkrise  durch  den  Ukraine-Krieg
ist  das  unverantwortlich.  Schluss  mit  der  unsinnigen
Verbrennung  von  Lebensmitteln  als  Kraftstoff!
Bundesumweltministerin Steffi Lemke muss gemeinsam mit ihren
Ministerkolleginnen  und  Ministerkollegen  sofort  Abhilfe
schaffen:  Mit  einer  simplen  Gesetzesänderung  können
Nahrungsmittel in deutschen Autotanks endlich passé sein“, so
Sascha  Müller-Kraenner,  Bundesgeschäftsführer  der  Deutschen
Umwelthilfe.

Saskia  Reinbeck  von  der  Verbraucherorganisation  foodwatch
erklärte: „Es ist absolut unverantwortlich, dass tonnenweise
Lebensmittel in Autotanks landen – und dieser Irrsinn noch
immer staatlich gefördert wird. Allein in Europa wird täglich
Weizen für umgerechnet 15 Mio. Brote verbrannt. Gleichzeitig
drohen in Ländern im Nahen Osten und in Afrika katastrophale
Hungersnöte. Die Bundesregierung kann und muss jetzt handeln
und  die  schädliche  Förderung  von  Agrokraftstoffen  sofort
beenden.“



In Deutschland werden auf knapp 800.000 Hektar Pflanzen wie
Raps  oder  Mais  für  die  Herstellung  von  Agrokraftstoffen
angebaut.  Etwa  60  Prozent  der  gesamten  Rapsanbaufläche  in
Deutschland ist für den Anbau von Rapsöl für Agrokraftstoff
belegt, 12 Prozent des in Deutschland verwendeten Getreides
werden energetisch genutzt.

Agrokraftstoffe  werden  herkömmlichem  fossilem  Diesel  und
Benzin  beigemischt.  Die  Bundesregierung  fördert
Agrokraftstoffe,  indem  sie  es  Kraftstoffherstellern
ermöglicht, die Beimischung auf die gesetzlich vorgeschriebene
Treibhausgasminderungsquote  anzurechnen.  Da  Agrokraftstoffe
teurer sind als fossile Kraftstoffe würden sie ohne staatliche
Förderung  nicht  eingesetzt  werden.  Expert:innen  kritisieren
seit vielen Jahren, dass der Anbau von Pflanzen für Kraftstoff
in Konkurrenz zur Produktion von Lebensmitteln steht und dass
der  Einsatz  von  Agrokraftstoffen  aufgrund  des  immensen
Flächenverbrauchs klimaschädlich ist.

Foto: foodwatch/Walter Wetzler
Quellen und weiterführende Informationen:

„Hohe Klimakosten durch vermeintlich grüne Agrokraftstoffe“:
DUH  zu  Agrokraftstoffen:
https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinfor
mation/Naturschutz/Agrokraftstoffe/DUH_Briefing_Agrokraftstoff
e_23_02_2022_final.pdf
„CO2-Opportunitätskosten von Biokraftstoffen in Deutschland“:
Studie  des  Ifeu-Instituts:
https://www.ifeu.de/fileadmin/uploads/pdf/CO2_Opportunit%C3%A4
tskosten_Biokraftstoffe_1602022__002_.pdf

Pressekontakt:

foodwatch e.V.
Andreas Winkler
E-Mail: presse@foodwatch.de
Tel.: +49 (0)174 / 375 16 89
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Supermarkt-Check  2022:  Edeka
erneut  Schlusslicht  bei
Menschenrechten
geschrieben von Andreas | 27. Mai 2022

[Presse-Info]

Edeka nimmt Ausbeutung in seiner Lieferkette weiter in Kauf –
Lidl, Aldi und Rewe machen Fortschritte

Berlin, 5. April 2022. Unter den großen Supermarktketten in
Deutschland fällt Edeka beim Schutz von Menschenrechten in den
Lieferketten  ihrer  Produkte  weiter  zurück.  Das  zeigt  der
aktuelle  Supermarkt-Check  der  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation Oxfam. Während die Supermärkte Aldi,
Lidl und Rewe Fortschritte beim Umgang mit Menschenrechten in
ihren  Lieferketten  gemacht  haben,  bleibt  Edeka  stur.  Die
Folge:  Der  Konzern  bleibt  im  Supermarkt-Check  2022
abgeschlagenes  Schlusslicht.  Dies  zeigt,  dass  freiwillige
Initiativen nicht ausreichen. Es braucht wirksame Gesetze, um
Menschenrechtsverletzungen zu verhindern.

https://www.ecopressblog.de/supermarkt-check-2022-edeka-erneut-schlusslicht-bei-menschenrechten/
https://www.ecopressblog.de/supermarkt-check-2022-edeka-erneut-schlusslicht-bei-menschenrechten/
https://www.ecopressblog.de/supermarkt-check-2022-edeka-erneut-schlusslicht-bei-menschenrechten/


Mit dem Supermarkt-Check analysiert Oxfam seit 2018 regelmäßig
den  Umgang  von  großen  Einzelhandelskonzernen  mit
Menschenrechten in ihren Lieferketten. Dabei werden die Themen
Transparenz,  Arbeitnehmerrechte,  der  Umgang  mit
Kleinbäuer*innen  und  Frauenrechte  unter  die  Lupe  genommen.
Seit dem ersten Check hat sich etwa Lidl von fünf auf 59
Prozent  gesteigert,  Rewe  von  einem  auf  48  Prozent.  Edeka
hingegen erreicht auch beim diesjährigen Supermarktcheck nur
elf Prozent der möglichen Punkte.

„Der  Supermarkt-Check  zeigt:  Edeka  ist  Schlusslicht  beim
Schutz  von  Menschenrechten.  Aldi,  Lidl  und  Rewe  machen
Fortschritte,  doch  auch  bei  ihnen  spielen  Menschenrechte
weiterhin nur eine Nebenrolle“, sagt Tim Zahn, Oxfam-Experte
für Wirtschaft und Menschenrechte. Die Folgen: Arbeiter*innen
in den Lieferketten der Supermärkte werden weiter ausgebeutet.
Tim  Zahn  weiter:  „Für  einen  ganzen  Tag  Arbeit  erhalten
Beschäftigte in Costa Rica bei einem Ananas-Zulieferer von
Edeka beispielsweise nur 4,50 Euro – ein Lohn weit unter dem
Existenzminimum.“

Bereits  mehrfach  haben  Oxfam-Studien  in  der  Vergangenheit
Arbeits-  und  Menschenrechtsverletzungen  in  den  Lieferketten
der  deutschen  Supermärkte  aufgedeckt.  Diese  zeigten  etwa
sklavenähnliche  Arbeitsbedingungen  im  Kaffeeanbau  in
Brasilien.

Fortschritte bei Aldi, Lidl und Rewe

Die  zusätzlichen  Punkte  beim  diesjährigen  Supermarkt-Check
haben  die  Konzerne  vor  allem  durch  neue
Unternehmensrichtlinien  und  mehr  Transparenz  erreicht.  So
veröffentlicht Lidl inzwischen alle Lieferanten entlang den
Lieferketten für Bananen, Erdbeeren und Tee. Aldi, Rewe und
Lidl haben zudem neue Leitlinien für Geschlechtergerechtigkeit
veröffentlicht  und  engagieren  sich  in  Pilotprojekten  für
existenzsichernde Löhne und Einkommen in den Anbauländern. Die
Unternehmen  zeigen  damit:  Sie  können  ihre



Menschenrechtspolitik  verbessern.

Billigpreise und Hungerlöhne: Das Problem ist die Preispolitik

Doch auch Aldi, Lidl und Rewe erfüllen nur knapp 50 bis 60
Prozent der Kriterien, die für eine gute Menschenrechtspolitik
notwendig wären. Vor allem bei der Preispolitik gibt es zu
wenig Bewegung. Die Supermärkte üben weiterhin Preisdruck auf
ihre Lieferanten aus und tragen somit zu niedrigen Löhnen in
den Lieferketten bei. Zeitgleich verzeichnen die Supermärkte
gerade  während  der  COVID-19-Pandemie  Rekordumsätze  und
entsprechend  wuchsen  auch  die  Milliardenvermögen  der
Eigentümer weiter an. „Geld für eine andere Preispolitik ist
genug  da,  doch  am  grundsätzlichen  Geschäftsmodell  der
Supermärkte hat sich nichts geändert, es steht weiterhin für
Ausbeutung“, so Tim Zahn. „Sie machen weiterhin Profite auf
Kosten  von  Menschenrechten.  Das  muss  sich  ändern.  Die
Beschäftigten  in  den  Lieferketten  müssen  endlich  ein
angemessenes  Einkommen  bekommen.“

Wirksame  Gesetze:  Der  Schlüssel  für  besseren
Menschenrechtsschutz

Die Verweigerung von Edeka zeigt, dass freiwilliges Engagement
nicht ausreicht. Daher muss auch die Bundesregierung handeln:
Sie muss das deutsche Lieferkettengesetz ambitioniert umsetzen
und sich außerdem dafür einsetzen, dass der Entwurf für ein
EU-Lieferkettengesetz die Lücken im deutschen Gesetz schließt.
Zudem  müssen  Betroffene  von  Menschenrechtsverletzungen  die
Möglichkeit bekommen, Schadensersatz bei deutschen Gerichten
einzuklagen.

Weiterführende Informationen:

Die Ergebnisse des aktuellen Supermarkt-Checks stehen unter
SPERRFRIST 05.04.2022, 01:01 MESZ zum Download zur Verfügung:
https://oxfam.box.com/s/uj8flznabz34dcgee8g23pozny0af7h9,
Passwort oxfam2022
Den Supermarkt-Check 2020 können Sie hier nachlesen

https://oxfam.box.com/s/uj8flznabz34dcgee8g23pozny0af7h9
https://www.oxfam.de/system/files/images/oxfam_supermarktcheck_2020_deutschland.png


Die Studie Grenzenlose Ausbeutung vom Februar dieses Jahres
können Sie hier nachlesen
Die Studie zu den Auswirkungen der Coronapandemie finden Sie
hier
Als  Interviewpartner  stehen  Tim  Zahn,  Oxfam-Experte  für
Menschenrechte in Lieferketten sowie Dr. Franziska Humbert,
Oxfam-Expertin  für  Wirtschaft  und  Menschenrechte,  zur
Verfügung

Pressekontakt:

Katharina Wiechers,
Tel.: 030-45 30 69 717,
E-Mail: kwiechers@oxfam.de,
Twitter: @OxfamPresse

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.

Am Köllnischen Park 1
10179 Berlin
Deutschland

Report  des  IPCC  zeigt
drastisch:  Emissionen  müssen

https://www.oxfam.de/system/files/documents/studie_oxfam_grenzenlose_ausbeutung.pdf
https://www.oxfam.de/system/files/documents/2021_oxfam_pandemie-profiteure_und_virus-verliererinnen.pdf
https://www.ecopressblog.de/report-des-ipcc-zeigt-drastisch-emissionen-muessen-in-diesem-jahrzehnt-massiv-sinken-klimafinanzierung-muss-steigen/
https://www.ecopressblog.de/report-des-ipcc-zeigt-drastisch-emissionen-muessen-in-diesem-jahrzehnt-massiv-sinken-klimafinanzierung-muss-steigen/


in  diesem  Jahrzehnt  massiv
sinken  –  Klimafinanzierung
muss steigen
geschrieben von Andreas | 27. Mai 2022

Pressemitteilung Germanwatch

Weltklimarat  sieht  in  sehr  starker  Emissionsminderung
bis  2030  und  Verdreifachung  bis  Versechsfachung  der
jährlichen Investitionen dafür die einzige Chance, 1,5-
Grad-Limit ohne zeitweises Überschreiten zu schaffen
Laut der meisten Szenarien ist das 1,5-Grad-Limit nur
noch  mit  ergänzender  CO2-Entnahme  aus  der  Atmosphäre
realistisch – aber noch viel Forschungsbedarf zu den
möglichen Technologien
Germanwatch: Turbo beim Ausstieg aus fossilen Energien
und  Prüfung  des  Einsatzes  negativer  Emissionen  sowie
deutlich mehr Unterstützung für die ärmeren Länder des
globalen Südens nötig

Bonn/Berlin (4. April 2022). Der heute vorgelegte dritte Teil
des neuen Reports des Weltklimarats IPCC zeigt nach Ansicht
von Germanwatch in nie da gewesener Deutlichkeit, dass die für
die Bewältigung der Klimakrise entscheidende Dekade begonnen
hat. „Der IPCC zeigt, dass wir zur Eindämmung der Klimakrise
nur noch eine Option haben: die massive Senkung der globalen
Emissionen  bereits  bis  Ende  dieses  Jahrzehnts  und  eine
entsprechende  Steigerung  der  dafür  nötigen  Investitionen“,
betont Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer der Umwelt-

https://www.ecopressblog.de/report-des-ipcc-zeigt-drastisch-emissionen-muessen-in-diesem-jahrzehnt-massiv-sinken-klimafinanzierung-muss-steigen/
https://www.ecopressblog.de/report-des-ipcc-zeigt-drastisch-emissionen-muessen-in-diesem-jahrzehnt-massiv-sinken-klimafinanzierung-muss-steigen/
https://www.ecopressblog.de/report-des-ipcc-zeigt-drastisch-emissionen-muessen-in-diesem-jahrzehnt-massiv-sinken-klimafinanzierung-muss-steigen/


und Entwicklungsorganisation Germanwatch. „Der Krieg gegen die
Ukraine  zeigt  zudem,  dass  es  zwei  gute  Gründe  für  diese
Beschleunigung gibt: Ein rascher Ausstieg aus Kohle, Öl und
Gas ist der einzige Weg zur Abwendung einer eskalierenden
Klimakrise und der schnellste Weg zu Stabilität und Frieden,
da er gas- und ölreichen autokratischen Regimen ihre schärfste
Waffe nimmt.“

„CO2-Entnahme  ist  kein  Rabatt  auf  nötige  große
Emissionsminderung“

Der IPCC stellt klar, dass er ohne massive Emissionssenkungen
bereits bis 2030 keinerlei Chancen mehr sieht, ein zumindest
zeitweises  Überschießen  des  1,5-Grad-Limits  zu  vermeiden.
Vermutlich  ist  selbst  bei  durchgreifenden  und  schnellen
Reduktionen  ergänzend  auch  die  Entnahme  von  CO2  aus  der
Atmosphäre  notwendig.  Bals:  „Jedem  sollte  klar  sein:  Die
Entnahme von CO2 aus der Atmosphäre gibt uns keinen Rabatt auf
die  nötigen  massiven  Emissionseinschnitte  bis  2030.  Ohne
ungefähr eine Halbierung der globalen Emissionen bis 2030 im
Vergleich zu 2010 wird das sehr wichtige Ziel zur Abwendung
einer möglicherweise eskalierenden Klimakrise – das 1,5-Grad-
Limit – gerissen. Wir brauchen aber zusätzlich Forschung dazu,
ob und wie ergänzend eine möglichst risikoarme Entnahme von
CO2 aus der Atmosphäre gelingen kann. Dies würde die Chancen
erhöhen,  die  Auswirkungen  der  Klimakrise  abzumildern.  In
welchem  Ausmaß  das  gelingen  kann  ist  ebenso  offen,  wie
mögliche Rückkopplungen und Risiken für Mensch und Natur, die
damit verbunden sein könnten. Wenn der Turbo beim Ausstieg aus
Kohle,  Öl  und  Gas  gelingt,  dann  kann  diese  zusätzliche
Absicherung  eventuell  das  Überschreiten  der
Hochgefahrenschwelle  von  1,5  Grad  vermeiden.“

Dekarbonisierung  des  Flugverkehrs  macht  Fliegen  nicht
klimafreundlich

Bals  betont:  „Leider  wurde  die  Übernahme  einer  wichtigen
Aussage des Hauptberichts zum Flugverkehr in die Summary for



Policymakers  verhindert:  Klimaschutz  muss  beim  Flugverkehr
über die Emissionseinsparung hinausgehen, da beim Fliegen zwei
Drittel der Erwärmungswirkung der Emissionen nicht von CO2,
sondern  von  anderen  Emissionsbestandteilen  herrühren.  Eine
Dekarbonisierung der Treibstoffe allein macht den Flugverkehr
also noch nicht klimafreundlich.“

Die  Zusammenfassung  für  die  politischen  Entscheidungsträger
macht deutlich, dass zwischen 2020 und 2030 durchschnittlich
weltweit  drei  bis  sechs  Mal  mehr  in  Klimaschutz  pro  Jahr
investiert  werden  muss  als  bisher,  wenn  der  globale
Temperaturanstieg auf weniger als 2 Grad oder gar 1,5 Grad
begrenzt werden soll. Die Lücke zwischen aktuell tatsächlichen
und notwendigen Investitionen sei im Landnutzungssektor und in
Entwicklungsländern am größten. Deutlich größere Zuschüsse von
Industriestaaten  für  Klimaschutz  und  -anpassung  in
verletzlichen Regionen, ganz besonders in Sub-Sahara-Afrika,
würden sich nicht nur ökonomisch lohnen, sondern hätten auch
große  soziale  Vorteile  –  etwa  für  den  Zugang  zu  einer
Grundversorgung  mit  Energie.

Rixa Schwarz, Leiterin des Teams Internationale Klimapolitik
bei Germanwatch: „Der IPCC zeigt, dass Alle mehr investieren
müssen, aber dass vor allem die besonders Verletzlichen im
globalen Süden bisher keine Unterstützung erhalten, die dem
tatsächlichen  Bedarf  auch  nur  annähernd  entspricht.  Die
Wissenschaft hat dies noch nie so klar wie jetzt formuliert.“
Es  sei  wichtig,  dass  der  IPCC  nun  erstmals  in  der
Zusammenfassung für die politischen Entscheidungsträger auch
die notwendige Finanzierung für die wachsenden klimabedingten
Schäden und Verluste anspreche. Schwarz: „Für klimabedingte
Schäden und Verluste kommen die historischen Hauptverursacher
aus dem globalen Norden und die großen Schwellenländer mit
noch immer steigenden Emissionen bisher überhaupt nicht auf.“

Mehr  und  breitere  Klimapartnerschaften  mit  Schwellenländern
nötig



Berechnungen auf Grundlage des IPCC-Reports ergeben: Würden
die weltweiten Emissionen auf dem Stand von 2019 (vor Corona)
verharren, wäre das noch zur Verfügung stehende Budget für das
1,5-Grad-Limit in ca. 11 bis 13 Jahren komplett aufgebraucht.
Doch  der  Report  sieht  auch  Anlass  zur  Hoffnung,  denn  der
Siegeszug der Erneuerbaren Energien ist weltweit ungebrochen.
In den meisten Regionen der Welt ist Strom aus Wind und Sonne
heute deutlich günstiger zu gewinnen als aus fossilen Quellen
oder  Atomenergie.  Und  der  IPCC  zeigt  eine  Vielzahl  von
kostensparenden Möglichkeiten zur Emissionssenkung auf.

Durch den Krieg Russlands gegen die Ukraine sind die Kosten
insbesondere von Gas und Öl weiter gestiegen, Erneuerbare sind
dadurch im Vergleich noch günstiger geworden. Genau an diesem
Punkt  sollte  die  G7,  die  in  diesem  Jahr  unter  deutscher
Präsidentschaft steht, ansetzen. Christoph Bals: „Wir brauchen
mehr Energiewendepartnerschaften der großen Industriestaaten
mit Schwellen- und Entwicklungsländern. Es gilt zu verhindern,
dass diese Staaten angesichts der hohen Gaspreise vermehrt in
Kohle  investieren.  Dort  sollte  jetzt  mit  entsprechender
Unterstützung  großflächig  in  Energieeffizienz  und  eine
erneuerbare Stromversorgung investiert werden. Außerdem geht
es darum, insbesondere den Ärmsten dabei zu helfen, sich an
die  Folgen  der  Klimakrise  anzupassen  und  nicht  mehr
vermeidbare Schäden zu bewältigen.“ Die Länder am Horn von
Afrika und in Nordafrika sind derzeit massiv von Dürre und
steigenden Getreidepreisen betroffen. Bals weiter: „Auch bei
der Bewältigung der Ernährungskrise ist die Bundesregierung
als G7-Präsidentschaft in den nächsten Wochen ganz besonders
gefordert. Dies alles wäre im Übrigen auch ein wertvoller
Beitrag  zur  Friedenssicherung:  Beschleunigter  Klimaschutz
führt zu weniger Kundschaft für Gas- und Öl-Autokraten. Und
Unterstützung  für  die  Anpassung  an  die  Klima-  und
Ernährungskrise hilft, arme Regionen zu stabilisieren.“

Hinweis  für  Redaktionen:  Die  Vorsitzende  von  Germanwatch,
Silvie  Kreibiehl,  ist  koordinierende  Leitautorin  des  6.



Sachstandsberichts des Weltklimarats IPCC in der Arbeitsgruppe
Investment and Finance. Germanwatch hat deshalb während der
IPCC-Sitzung  eine  strikte  Firewall  zwischen  ihr  als
Leitautorin und als Germanwatch-Vorsitzende aufgebaut. Silvie
Kreibiehl  war  in  der  Meinungsfindung  von  Germanwatch  zur
Kommentierung des IPCC-Berichtes in keiner Weise eingebunden.
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